
Das Wochenende ist wieder recht stürmisch
gewesen. Im Netz. Shitstorms sind eine digitale
Erscheinung unserer Zeit. Im Zentrum haben an
diesem Wochenende zum Beispiel der Hambur-
ger Sport-Verein, der Schauspieler Til Schwei-
ger und der Kabarettist Dieter Nuhr gestanden.
Es hätte auch jeder andere sein können.

Der HSV hatte einer Erweiterung der Zentra-
len Erstaufnahme von Asylbewerbern in Ham-
burg auf seinem Parkplatz an der Schnacken-
burgallee widersprochen. Prompt wurde der
Verein massiv beschimpft und als ausländer-
feindlich angeprangert. Shitstorm!

Til Schweiger hatte sich dem Aufruf einer ört-
lichen Tageszeitung angeschlossen, der lautet:
„So können Sie Flüchtlingen in Hamburg hel-
fen.“ Prompt wurde er böse beschimpft und be-
leidigt und aufgefordert, sein Haus in Hamburg
doch diesen Flüchtlingen zu überlassen, und
wer ihm zustimmte, sah sich als „blödes manipu-
liertes Dummvolk“ verunglimpft. Shitstorm.

Dieter Nuhr hatte auf Facebook und via Twit-
ter die griechische Regierung satirisch aufs Korn
genommen: „Meine Familie hat demokratisch
abgestimmt: Der Hauskredit wird nicht zurück-
gezahlt. Ein Sieg des Volkswillens!“ Was der Ka-
barettist daraufhin erlebte, beschreibt er selbst
als „massenhaften Bewurf mit verbalen Exkre-
menten“. Nach einem islamkritischen Beitrag
wurde er in die Nähe von AfD und Pegida ge-
rückt. Shitstorm eben.

Es gibt ihn von allen Seiten, den Shitstorm. Er
kommt von links und von rechts, von Gleichge-
sinnten und Gegnern. Er braucht keine Kennt-
nisse, keine Bildung – im Gegenteil. Bildung be-
hindert nur den freien Fluss der Vorurteile.

Zur Aufklärung: Der HSV wäre als Pächter des
Parkplatzes an der Schnackenburgallee nur

gern einbezogen worden in eine Erweiterung
der Erstaufnahmeeinrichtung; dafür hat der Ver-
ein sogar von sich aus eine Alternative angebo-
ten. Til Schweiger nimmt selbst an Hilfsaktionen
für Menschen in Not teil. Dieter Nuhr knöpft sich
immer wieder genau jene vor, mit denen er nun
in einen Topf geworfen wird. 

Nuhr rät Facebook-Nutzern, sich zu entspan-
nen und vor jedem Kommentieren noch mal
langsam bis zehn zu zählen. Einfach mal durch-
atmen oder erst mal das Thema googeln würde
wohl auch helfen. Aber solche Vorschläge wer-
den der Sache nicht gerecht. Sie ist ernster. Die
Gesellschaft hat noch keine Antwort auf die Fra-
ge gefunden, wie wir miteinander umgehen
wollen im Netz, oder schlimmer noch: Sie hat sie
gefunden, und sie lautet: genau so. 

Dieter Nuhr sieht im Netz das Mittelalter he-
raufziehen. Digitale Hexenverbrennung. Po-
gromstimmung aus der vermeintlichen Anony-
mität an der Tastatur. 

Tatsächlich beginnt man zu verstehen, aus
welchen menschlichen Mechanismen heraus
einst öffentlich Frauen auf Marktplätzen und
Bücher auf Bürgersteigen verbrannt wurden,
wenn man manche Kommentare im Internet und
Posts auf Facebook wahrnimmt. Beleidigend.
Bösartig. Hasserfüllt. Hemmungslos. Kenntnis-
arm. Wir dachten, die zivilisierte Gesellschaft
wäre weiter. Abgründe tun sich auf.

Im Sturm
Die digitale Gesellschaft muss sich neu fragen: Wie gehen wir miteinander um?
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Ich finde,
die Geste war
in Ordnung.
Angela Merke, Bundeskanzlerin,
zu ihrer umstrittenen Reaktion
auf ein weinendes Flüchtlingskind

Shitstorm
braucht keine

Kenntnisse,
keine Bildung –

im Gegenteil.
Bildung behin-

dert nur den
freien Fluss der

Vorurteile. 

Seit Wochen, Monaten schwelt in Brasilien eine
Korruptionsaffäre. Nun dringt sie vor in höchste
Kreise. Die Justiz hat erstmals Ermittlungen ge-
gen den sehr populären früheren Präsidenten
Luiz Inácio Lula da Silva wegen des Verdachts
der Korruption eingeleitet. Der 69-jährige Poli-
tiker der regierenden Arbeiterpartei PT soll
nach seiner Amtszeit als Präsident seinen nach
wie vor bestehenden Einfluss genutzt haben,
um dem brasilianischen Baukonzern Odebrecht
Aufträge zu sichern, wie brasilianische Medien
berichten. Das Unternehmen soll Lula im Ge-
genzug mehrere Auslandsreisen bezahlt ha-
ben.

Die Ermittler werfen Lula vor, die
Finanzierung von Bauaufträgen

der Nationalen Entwicklungs-
bank Brasiliens im Sinne von
Odebrecht beeinflusst zu ha-
ben. Genannt werden Groß-
aufträge in Kuba und in der
Dominikanischen Republik.
Lula war von 2003 bis 2010

Präsident, er war im
Volk sehr beliebt –

und weitaus po-
pulärer als sei-
ne Nachfol-
gerin Dilma
Rousseff.

Das „Lu-

la-Institut“ in der Industriemetropole São Paulo
reagierte auf die Vorwürfe „überrascht“. Alle
angeforderten Unterlagen seien den Behörden
übermittelt worden, erklärte das Institut und
sprach von einem „ungerechtfertigten und irre-
gulären Vorgehen der Staatsanwaltschaft“. Die
Entwicklungsbank betonte, der ehemalige Prä-
sident habe keinerlei Einfluss auf die Bankge-
schäfte genommen. Die Untersuchungen der
Justiz gegen Lula stehen im Zusammenhang
mit dem Korruptionsskandal um den halbstaat-
lichen Erdölkonzern Petrobras. Gegen Lulas
Nachfolgerin Rousseff wird bislang nicht ermit-
telt. Doch die konservative Opposition drohte
bereits mit einem Amtsenthebungsverfahren
gegen Rousseff, die von 2003 bis 2010 Vorsitzen-
de des Petrobras-Verwaltungsrates war. Das
war die Zeit, in der Lula im Präsidentenpalast
das Sagen hatte. Der Konzern Odebrecht steht
im Petrobras-Skandal auch unter Verdacht. Er-
mittlungen laufen gegen mehr als 50 Politiker.
Der prominenteste von ihnen ist nun Lula.

Ausgerechnet Lula, den viele sehr verehren.
Als Gewerkschafter hatte er sich einen Namen
gemacht, war 1979 Anführer eines Arbeiter-
streiks – wurde aber ein Jahr später von der Mi-
litärdiktatur ins Gefängnis gesteckt. Allerdings
kam er bald wieder frei, da Bundeskanzler Hel-
mut Schmidt das zu einer Bedingung für einen
Staatsbesuch in Brasilien gemacht hatte. Zwei-
mal bewarb er sich vergeblich um das Präsiden-
tenamt, das dritte Mal dann, 2002, gelang es
ihm. 

NAHAUFNAHME

Unter Korruptionsverdacht
VON GEORG ISMAR
..................................................

Brasiliens
Ex-Präsident

Luiz Inácio
Lula da Silva

wird vor-
geworfen,

Bauaufträge
beeinflusst

zu haben. AFP

POLITKÖPFE

Carsten Sieling
(56), neuer
Bremer Bürger-
meister, hat sich
als erster deut-
scher Regie-
rungschef für

eine Legalisierung der Droge
Cannabis ausgesprochen. Es
sei unbestritten, dass die
Kriminalisierung von Cannabis
nicht mehr zeitgemäß sei,
sagte Sieling. Dadurch ent-
stünden hohe Kosten bei der
Polizei und den Strafver-
folgungsbehörden. Die Re-
gierung will, dass der Konsum
von Cannabis künftig nicht
mehr strafrechtlich verfolgt
wird.
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David Cameron
(48), britischer
Regierungschef,
will den Kampf
gegen den IS
ausweiten und

bereitet deshalb Luftangriffe in
Syrien rhetorisch vor. „Ich will,
dass Großbritannien mehr tut“,
sagte er auf die Frage, ob
London sich an Luftschlägen
beteiligen wolle. Das Par-
lament müsse aber dahinter-
stehen. Bisher fliegen die
Briten Luftangriffe nur gegen
den IS im Irak, unterstützen die
Angriffe der USA in Syrien
aber logistisch. 

Donald Trump
(69), republika-
nischer Prä-
sidentschafts-
bewerber, hat
erneut mit kon-

troversen Äußerungen Wirbel
ausgelöst. Diesmal sprach der
multimilliardenschwere Ge-
schäfts- und Showmann dem
prominenten Senator und
Vietnamkriegs-Veteranen John
McCain ab, ein Kriegsheld zu
sein. Das löste sowohl bei den
Konservativen als auch bei
Demokraten Entrüstung aus.
McCain war Kampfflieger, bei
seinem 23. Einsatz über Viet-
nam abgeschossen und ge-
fangengenommen worden. 
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Die Kriminalität in Schleswig-Holstein
sinkt, die Aufklärungsquote ist im ersten
Halbjahr 2015 insgesamt weiter gestiegen.
Da könnten Innenminister und Polizeifüh-
rung die Sektkorken knallen lassen. Wäre da
nicht ein kleiner, aber entscheidender Ma-
kel: die gesunkene und erschreckend gerin-
ge Aufklärungsquote im Bereich der Woh-
nungseinbrüche. Kein anderes Delikt hat ei-
nen derart hohen Einfluss auf das subjektive
Sicherheitsgefühl. Jeder auch nur versuchte
Einbruch trifft die Opfer als Eingriff in die In-
timsphäre. Das Zuhause ist heilig, ein per-
sönlicher Ort. Kann die Polizei Angriffe auf
Haus und Wohnung trotz spezieller Ermitt-
lungsprogramme nicht verhindern und nur
in den seltensten Fällen aufklären, dann ist
das wahrlich kein Grund zum Feiern. 

Abzuwarten bleibt, wie sich die Einbruchs-
zahlen im zweiten Halbjahr entwickeln.
Möglicherweise spielen der Polizei die Groß-
baustellen auf den Autobahnen 7 und 24 in
die Karten. Die Staugefahr auf den Flucht-
routen könnte überregionale Banden ebenso
abschrecken wie die geplanten Blitzer auf
der Rader Hochbrücke. Aber dauerhaft wer-
den sich so keine Einbrecher fernhalten las-
sen. Deshalb muss kurzfristig nach neuen
Ansätzen für Prävention gesucht und an be-
stehenden Konzepten gefeilt werden. Ohne
zusätzliches Personal wird das nicht funktio-
nieren, soll die Strafverfolgung bei anderen
Delikten nicht leiden.
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66,4 Millionen Euro sind ein lukrativer
Auftrag. Damit ist die Unabhängige Patien-
tenberatung in Deutschland auch ein loh-
nendes Geschäft. Für die Verbraucherzen-
tralen, die die Beratung bisher übernehmen,
ist es eine wesentliche Säule in Zeiten, in de-
nen man sich immer stärker selbst finanzie-
ren muss. Und für privatwirtschaftliche An-
bieter wie Sanvartis ist es ein Sümmchen, für
das es sich zu kämpfen lohnt. Um so wichti-
ger ist es, dass es bei der Vergabe sauber zu-
geht. Den Vorwürfen, dass dabei Gebote
substanziell und umfänglich geändert wor-
den sind, muss deshalb nachgegangen wer-
den. 

Aber geht es nur ums Geld? Selbstver-
ständlich müssen die Kassen das Geld ihrer
Mitglieder optimal einsetzen. Aber vor allem
müssen sie es ausschließlich im Sinne der
Versicherten nutzen. Eine Beratung in medi-
zinischen und juristischen Fragen ist Ver-
trauenssache. Ob die Patienten Vertrauen zu
einem Unternehmen haben, das seine Bera-
ter auch für andere Geschäftsfelder der Un-
ternehmensgruppe einsetzt und in Arbeitge-
berbewertungsportalen immer wieder für
die schlechte Schulungsqualität seiner Mit-
arbeiter kritisiert wird, muss bezweifelt wer-
den. 

Es wäre fatal, wenn allein der Ruf eines An-
bieters dazu führen würde, dass Patienten in
Zweifelsfällen lieber auf eine Beratung ver-
zichten. Das wäre für die Kassen zwar billi-
ger, für die allseits geforderten mündigen Pa-
tienten aber zweifellos ein Rückschritt. 
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